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Verlauf dieses Geschäfts

 

 

Bund, Kantone und Gemeinden beschaffen pro Jahr für rund 34 Milliarden CHF verschiedenste

Waren, Dienst- und Bauleistungen. Diese Summe entspricht 25% der Staatsausgaben und etwa 8%

des Bruttoinlandprodukts. Diese gewichtige Nachfragemacht bedeutet Verantwortung. Das öffentli-

che Beschaffungswesen kann dazu beitragen, um die gesamte Gesellschaft zur Nachhaltigen

Entwicklung anzuleiten und die Lebensqualität der Menschen nicht nur lokal, sondern weltweit zu

verbessern.

Ein wichtiges internationales Regelwerk sind dazu die acht von der Schweiz ratifizierten Kernüber-

einkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zum Schutz fundamentaler Arbeitsnormen,

welche von Anbieterinnen und Anbietern eingehalten werden müssen. Die IAO hat diese Überein-

kommen 1998 zum menschenrechtlichen Grundstandard erhoben. Sie müssen auch von Staaten

eingehalten werden, die sie nicht ratifiziert haben. Sie betreffen u.a. das Vereinigungsrecht und das

Recht auf Kollektivverhandlungen, das Verbot der Zwangsarbeit, das Verbot der Kinderarbeit sowie

die Nichtdiskriminierung am Arbeitsplatz. Die Pflicht zur Einhaltung der IAO-Kernübereinkommen ist

mit dem WTO-Recht vereinbar und hat nichts mit Protektionismus zu tun.

Damit kann das öffentliche Beschaffungswesen zu einem fairen Welthandel beitragen, von dem die

Menschen in den Industrieländern und in den Ländern des Südens gleichermassen profitieren. Unter

verschärften Wettbewerbsbedingungen verhindert nur ein fairer Handel, dass soziale und ökologi-

sche Dumpingangebote bei uns KMU aus dem Markt werfen und unsicheren, schlecht bezahlten

Arbeitsverhältnissen Vorschub leisten. Nur bei einem wirtschaftlichen Gedeihen der Länder des

Südens und menschenwürdigen Arbeitsbedingungen für alle kann die Armut in diesen Ländern

bekämpft und den Ursachen für Migration und Terrorismus der Boden entzogen werden. 

Der Regierungsrat wird deshalb eingeladen, im Rahmen des öffentlichen Beschaffungs-

wesens alle Lieferantinnen und Lieferanten und Leistungserbringerinnen und -erbringer

gesetzlich und vertraglich darauf zu verpflichten, bei der Ausführung des Auftrags die

Bestimmungen der Kern-Übereinkommen der Internationalen Arbeits-Organisation (IAO) und

der nationalen Gesetzgebung einzuhalten. 
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